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Start einer Debatte 

Unser Sozialstaat braucht 
neues Denken 

Der Grundstein ist am 24. 
Juni gelegt worden. Das 
Gebäude darauf muss jetzt 
die Partei bauen: durch 
Initiativen nach gründli- 
cher Diskussion. 

Auf ihrem Sozialstaat- 
Kongress in Berlin hat die 
CDU dazu das Papier der 
..Kommission Sozialstaat 
21 - Arbeit für alle" (Doku- 
mentation   im   Innenteil) 

vorgelegt und die Vorlage 
für die Diskussion gegeben. 

Angela Merkel: „Die Er- 
gebnisse werden wir in unser 
Regierungsprogramm für die 
Jahre 2002 bis 2006 aufneh- 
men, das ein realistisches Pro- 
gramm werden wird: ohne 
nicht einhaltbare Verspre- 
chungen, aber mit einem muti- 
gen Konzept. Deutschland ins 
21. Jahrhundert zu führen." UD 
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STARTPLATZ   DEUTSCHLAND 

Angela Merkel startet SommerTour 
Die Präsidiumssitzung der 
CDU am 10. Juli auf der 
EXPO war der Startschuss 
für eine SommerTour, auf 
der die Parteivorsitzende 
Angela Merkel bis zum 
20. Juli rund 30 Statio- 
nen aller Regionen 
Deutschlands mit dem 
Bus besucht haben will. 

„Startplatz    Deutsch- 
land"  ist nicht  nur das 
Motto     dieser     Reise. 
„Startplatz Deutschland" 
soll  auch für die  wirt- 
schaftliche   und   soziale 
Weiterentwicklung unse- 
res Landes stehen.  Mit 
Professor Jürgen Mlynek, 
dem neu gewählten Präsi- 
denten   der   Humboldt- 
Universität   Berlin,   mit 
Professor Ludger Honne- 
felder, Leiter des Deutschen 
Referenzzentrums für Bio- 
ethik in Bonn, und Professor 
Klaus   Töpfer,   Chef   der 
UNO-Initiativen für Umwelt 
und Entwicklung, haben in 
Hannover drei Experten für 
Gestaltungsfragen  der  Zu- 
kunft die CDU beraten und in 
der Meinung bestärkt: 

Wir brauchen im 21. 
Jahrhundert eine neue So- 
ziale Marktwirtschaft, die 
auf den alten Grundlagen 
von Leistung, Wettbewerb 
und Freiheit neue Antwor- 

ten auf veränderte Anforde- 
rungen gibt. 

„Für diese Politik" - so 
Angela   Merkel   auf  ihrer 
ersten Pressekonferenz in 

Postkarten zur Tour: letzte Seite 

der neuen CDU-Bundesge- 
schäftsstelle in Berlin - 
„möchten wir die Menschen 
in Deutschland gewinnen." 

Mit möglichst vielen 
Menschen will die Partei- 
vorsitzende in den zehn Ta- 
gen, die sie unterwegs ist, 
auch über die Werte und 
Maßstäbe sprechen, die die 
Politik der CDU ausma- 
chen, und ein Beispiel für 
den Stil geben, den die Par- 
teiarbeit der CDU nach dem 
Essener Partei künftig aus- 
zeichnen wird. 

Angela Merkel: „Wir war- 
ten nicht darauf, bis die Men- 
schen zu uns kommen, son- 
dern wir kommen zu ihnen." 

An jedem Tag der Tour fin- 
det ein Sommerfest statt, 
das die Bundespartei zu- 
sammen mit den örtlichen 
Verbänden veranstaltet. 
Die vielen Mitglieder und 
Freunde der Partei sollen 
dabei genau so auf ihre Ko- 
sten kommen wie alle die- 
jenigen, die sich während 
der Ferien in Freiburg, 
Dresden, Erfurt, Dessau, 
Saarbrücken oder Binz 
aufhalten. 

Dort, um nur einige der 
Stationen der SommerTour 
zu nennen, wird Angela 
Merkel unter anderem eine 
Uni, eine Hochschule, Un- 

ternehmen des Mittelstands, 
Gartengeräteproduzenten, 
landwirtschaftliche Betriebe, 
eine Brauerei, aber auch einen 
Autokonzern sowie Unterneh- 
men der sog. new economy be- 
suchen, der Solartechnik und 
Filmwirtschaft, Existenzgrün- 
der und Jungunternehmer. 

Die Parteivorsitzende will 
zeigen: „Zukunft lebt nicht al- 
lein von einigen Pionieren. Für 
die notwendigen Veränderun- 
gen müssen wir Menschen 
auch überall dort gewinnen, 
wo sie arbeiten." UD 
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ANGELA   MERKEL: 

Wir brauchen eine neue Balance 
von Schutz und Chance 

Die Parteivorsitzende an- 
lässlieh des Sozialstaat- 
Kongresses am 24. Juni in 
Berlin: 

Als wir die Kommission 
über die Zukunft des Sozial- 
staates im 21. Jahrhundert 
eingesetzt haben, wussten 
wir, dass dies ein anspruchs- 
volles Projekt ist. An kaum 
ein anderes Thema gibt es so 
viele unterschiedliche Er- 
wartungen, widerstrebende 
Interessen und scheinbar 
unüberbrückbare Gegensät- 
ze. Aber wir geben uns nicht 
damit zufrieden, dass die 
Reform des deutschen Sozi- 
alstaates eine scheinbar un- 
lösbare Aufgabe bleibt. 

Die Fronten sind klar mar- 
kiert, Argumente langjährig 
eingeübt. Die Innovatoren 
haben zu jeder Zeit erfahren, 
dass mutige Vorschläge kri- 
tisiert, getadelt und nur selten 
gelobt wurden. Und so mag 
sich mancher fragen, warum 
sich die CDU nun ausgerech- 
net mit dieser undankbaren 
Aufgabe befrachtet. 

Die Antwort ist einfach: 
Wenn sich alles ändert, kann 
der Sozialstaat nicht bleiben, 
wie er ist. Die Menschen 
spüren das. Und wir wollen 
als CDU unsere große Tradi- 

tion in der Sozialpolitik wah- 
ren - dadurch, dass wir neue 
Wege gehen. Wer Bewähr- 
tes erhalten will, muss neue 
Wege gehen. Die unverän- 
derlichen Grundwerte Frei- 
heit, Solidarität und Gerech- 
tigkeit gilt es immer wieder 
mit neuem Leben zu erfüllen: 
mit einer Politik, die befähigt 
und nicht bevormundet; die 
die Unterschiedlichkeit der 
Menschen respektiert; die 
Mut macht und den Men- 
schen Chancen eröffnet. 

Ich danke daher der 
Kommission unter Leitung 
von Christian Wulff für das 
jetzt vorliegende Diskussi- 
onspapier und für die Vor- 
bereitung des Kongresses. 
Wir werden diese Thesen 
ausführlich diskutieren und 

die Ergebnisse in unser Re- 
gierungsprogramm für die 
Jahre 2002 bis 2006 aufneh- 
men, das ein realistisches 
Programm werden wird, oh- 
ne nicht einhaltbare Ver- 
sprechungen, aber miteinem 
mutigen Konzept, Deutsch- 
land ins 21. Jahrhundert zu 
führen. 

Unsere politischen Ziele 

Als wir die Kommission 
eingesetzt haben, haben wir 
uns drei Ziele gesetzt: 
•• Wir wol lten unsere eige- 
nen Positionen und Konzep- 
te überprüfen. Denn Oppo- 
sitionsarbeit bedeutet für 
uns: Kontrolle der Regie- 
rung, aber auch Weiterden- 
ken in Richtung Zukunft. 
Unsere Diskussion über den 
Sozialstaat ist eine wichtige 
Etappe auf unserem Weg 
nach 2002 und die Zeit da- 
nach. 
•• Rückbesinnung auf die 
Grundsätze und Prinzipien 
der Sozialen Marktwirt- 
schaft. 
—• Start einer Debatte über 
soziale Gerechtigkeit im 
21. Jahrhundert, die sich 
auch neueren Phänomenen 
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wie Einsamkeit, Familien- 
armut, verfestigender Lang- 
zeitarbeitslosigkeit sowie 
der steigenden Verärgerung 
über Missbrauch sozialer 
Leistungen widmet und da- 
mit der oft verqueren Debat- 
te, die die Problemlagen des 
Menschen nicht richtig wie- 
derspiegelt, entgegenwirkt. 
Wenn wir sagen: Wir brau- 
chen eine neue Qualität des 
Sozialstaates, dann meinen 
wir vor allem: Wir brauchen 
einen Sozialstaat, der den 
Menschen hilft, die rasanten 
Veränderungen des Lebens 
- vor allem in der Arbeits- 
welt - zu bewältigen. Wan- 
del hat es immer gegeben. 
Aber die neuen Technologi- 
en verändern viele Bereiche 
gleichzeitig: wie wir arbei- 
ten, wie wir miteinander 
kommunizieren. Ja, wir ha- 
ben die Welt zu einer Welt 
gemacht, in der wir uns neu 
orientieren müssen. Denn al- 
te Orientierungen sind ins 
Wanken geraten. 

Der Satz: „Was gut ist für 
die Wirtschaft, ist auch gut 
für mich" hat in den 90er 
Jahren deutlich an Zustim- 
mung verloren; vor allem im 
Osten, aber auch im Westen. 
Das kann man verstehen, 
wenn sich Menschen fragen, 
was Wirtschaftswachstum 
und steigende Unterneh- 
mensgewinne für einen Sinn 
haben, wenn gleichzeitig 
vor allem ältere Arbeitneh- 

Der Satz: „Was gut ist für die Wirtschaft, 
ist auch gut für mich" hat in den 90er Jahren 

deutlich an Zustimmung verloren; 
vor allem im Osten, aber auch im Westen. 

Das kann man verstehen, wenn sich 
Menschen fragen, was Wirtschaftswachstum 

und steigende Unternehmensgewinne 
für einen Sinn haben, wenn gleichzeitig 

vor allem ältere Arbeitnehmer 
aufs Abstellgleis geschoben werden. 

mer aufs Abstellgleis ge- 
schoben werden. 

Aber auch das Verständnis 
im Sinne von „sozial ist, wei- 
den Reichen nimmt und den 
Armen gibt", ist zu simpel in 
einer Zeit, in der erfahrende 
Abteilungsleiter bei Unter- 
nehmensfusionen plötzlich 
gekündigt werden, während 
Fensterputzer plötzlich Ge- 
bäudereinigungsunternehmer 
werden. 

Die Legitimität des 
Sozialstaates wahren 

Wenn der Sozialstaat auf 
diese neue Dynamik in den 
Biografien der Menschen 
nicht reagiert, werden immer 
mehr Menschen seine Legi- 
timität in Frage stellen. Die 
Verärgerung vieler über 
tatsächlichen oder auch nur 
vermuteten Missbrauch so- 
zialer Leistungen führt dazu. 
Aber auch die Höhe der Ab- 

gaben, die in den letzten 
Jahrzehnten immer weiter 
gestiegen ist. So merken die 
Menschen immer mehr, dass 
für Arbeits- und Finanzmini- 
ster schon Menschen mit 
durchschnittlichen Einkom- 
men als „reich" gelten. Zu- 
sätzlich müssen sich diese 
„reichen" Menschen dann 
auch noch in den Nachmit- 
tags-Talk-Shows sagen las- 
sen, dass derjenige, der sich 
anstrengt, selbst schuld sei, 
schließlich garantiere der 
Staat doch für jeden genug. 
Wenn wir das zulassen, steu- 
ern wir immer mehr auf eine 
Glaubwürdigkeitskrise zu, 
die die Akzeptanz des Sozi- 
alstaates im Kern gefährdet. 

Das müssen wir stoppen 
- gerade wenn wir den So- 
zialstaat zukunftsfest ma- 
chen wollen. Und deshalb ist 
es so wichtig, dass wir eine 
Grundsatzdebatte über Ge- 
rechtigkeit führen und alle 
Anstrengungen    unterneh- 
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men, die soziale Ordnung in 
Deutschland wieder auf die 
Füße zu stellen. 

Die Sozialdemokraten 
haben das Thema „soziale 
Gerechtigkeit" lange Zeit 
monopolisiert. Ich sage das 
nicht anklagend. Denn es 
gehören zwei dazu, dass dies 
gelingen konnte. Wir haben 
vor allem in den Jahren vor 
1998 nicht mehr mit dem 
notwendigen Nachdruck wi- 
dersprochen. Man hat den 
Menschen weiszumachen 
versucht, soziale Gerechtig- 
keit, das bedeute eine ande- 
re Verteilung, eine andere 
Verteilung von Arbeit, eine 
andere Verteilung von Ein- 
kommen und Vermögen. 
Die „oben" sollen weniger 
bekommen, und die „unten" 
sollen mehr bekommen. 
Doch statt mehr Gerechtig- 
keit gibt es nur noch mehr 
Vorschriften, noch mehr 
Abgaben, noch mehr Büro- 
kratie. Das ist ein entschei- 
dender Grund fürdie Verbit- 

terung und Enttäuschung in 
der Bevölkerung. 

Der faire Sozialstaat 

Für uns Christliche De- 
mokraten ist selbstverständ- 
lich, dass stärkere Schultern 
auch mehr Lasten tragen. 
Das ist unser Verständnis 
von Solidarität, gegründet 
auf unser Menschenbild und 
die christliche Nächstenlie- 
be. Aber unser Gerechtig- 
keitsverständnis reicht über 
den Gedanken hinaus, dass 
die Starken die Schwachen 
unterstützen. 

Wir sprechen vom fairen 
Sozialstaat, weil wir nicht in 
einem eingeengten Gerech- 
tigkeitsverständnis nach 
dem „oben"-„unten"-Sche- 
ma verharren wollen. Unser 
Verständnis ist umfängli- 
cher. Wir sprechen vom fai- 
ren Sozialstaat, weil Ge- 
rechtigkeit nicht entlang der 
Achse   „oben-unten"   be- 

Wir sprechen vom fairen Sozialstaat, 
weil Gerechtigkeit nicht entlang der Achse 

„oben-unten" bestimmt werden kann. 
Im Begriff der Fairness ist das Element 

der Gegenseitigkeit enthalten. 
Fairness macht deutlich: wir sprechen 

von Solidarität innerhalb einer 
Gesellschaft mündiger Bürger, nicht von 

Umverteilungszwängen aufgrund 
einer bestimmten Ideologie. 

stimmt werden kann. Im Be- 
griff der Fairness ist das 
Element der Gegenseitig- 
keit enthalten. Fairness 
macht deutlich: wir spre- 
chen von Solidarität inner- 
halb einer Gesellschaft 
mündiger Bürger, nicht 
von Umverteilungszwän- 
gen aufgrund einer be- 
stimmten Ideologie. 

Der Sozialstaat, wie wir 
ihn heute kennen, ist in vielen 
Teilen eine Antwort auf die 
Industriegesellschaft. Jetzt 
wo wir eine Zeitenwende er- 
leben, hin zur Wissensgesell- 
schaft, wo technologische 
Innovationen den Takt für 
die wirtschaftliche und ge- 
sellschaftliche Entwicklung 
angeben, in einer Zeit, in der 
Internationalität auf allen 
Ebenen groß geschrieben 
wird, erhält die soziale Frage 
eine neue Dimension. 

Wie schaffen wir es, dass 
Menschen ihre Talente, 
Fähigkeiten und Möglichkei- 
ten optimal einsetzen können 
und dass alle einen Gewinn 
aus den noch gar nicht zu über- 
sehenden Möglichkeiten ei- 
nes gewaltigen Fortschritts 
schöpfen können? 

Wie sichern wir Teilhabe 
und wie verhindern wir Aus- 
grenzung? Das ist die große 
Aufgabe für den Sozialstaat 
am Beginn des 21. Jahrhun- 
derts. Und deshalb - davon 
bin ich überzeugt - brauchen 
wir eine neue Qualität des 
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Sozialstaates: 
-* einen Sozialstaat, der 
vor allem Teilhabe fördert. 
-» einen Sozialstaat, der al- 
le befähigt, Starke, Schwa- 
che, Junge, Alte, ihre Chan- 
ce zu ergreifen. 

Eine neue Qualität, das 
bedeutet: Wir brauchen eine 
neue Balance von Schutz 
und Chance. 

Sozialpolitik 
als Ordnungspolitik 

Aber diese Ziele werden 
wir nur erreichen können, 
wenn wir zunächst einmal 
ganz offensichtliche Kon- 
struktionsfehler beseitigen. 
Wirtschafts- und Sozialpolitik 
müssen sich immer aufeinan- 
der beziehen und einen Ord- 
nungsrahmen beschreiben. 
-» Wir können „Sozialpo- 
litik" nicht als eine Art iso- 
lierter Politikdisziplin be- 
trachten, die zuständig ist für 
die Rente, für das Gesund- 
heitswesen, für die Sozial- 
hilfe und für die Arbeits- 

losen. 
-» Das „Soziale" aus- 
schließlich als eine Art Re- 
paraturbetrieb - das ist kein 
Zukunftsmodell. Wohlge- 
merkt: Wir brauchen auch 
einen leistungsfähigen Re- 
paraturbetrieb. 
-* Aber soziale Verant- 
wortung bedeutet zunächst, 
dass wir die Talente des Ein- 

zelnen zur Entfaltung brin- 
gen und dass die Menschen 
dazu befähigt werden, auf 
eigenen Beinen zu stehen. 

Das bedeutet, dass wir ei- 
ne Bildungspolitik betrei- 
ben, die jeden nach seinen 
Fähigkeiten und Talenten 
fördert, dass wir eine Fami- 
lienpolitik betreiben, die 
der gesellschaftlichen Be- 
deutung von Familie und 
Kindererziehung entspricht, 
die Vereinbarkeit von Fami- 
lie und Beruf ermöglicht; 
eine Steuerpolitik, die das 
Potential und die Innovati- 
onskraft unserer kreativen 
Köpfe freisetzt. 

Es gibt in Deutschland 
nicht nur eine Gerechtigkeits- 
lücke; es gibt eine Vielzahl 
von Gerechtigkeitslücken, die 

aufzuarbeiten sind. 
-» Es ist sozial gerecht, und 
entspricht unserem christli- 
chen Menschenbild, dass je- 

Verantwortung für sich zu 
übernehmen? 
—* Wie sieht es aus mit der 
Gerechtigkeit zwischen den 
Generationen? Ist es nicht 
eine unserer wichtigsten 
Aufgaben, dass wir für Ge- 
nerationengerechtigkeit 

eintreten? 
—¥ Ist es gerecht, wenn die, 
die einen Arbeitsplatz ha- 
ben, auf eine Art und Weise 
geschützt werden, dass die, 
die draußen sind, kaum eine 
Chance haben? 
-» Darf man in Deutsch- 
land eigentlich scheitern? 
Wäre nicht gerecht, wenn 
wir viel mehr darauf achten 
würden, dass das Recht auf 
eine zweite und auch auf ei- 
ne dritte Chance selbstver- 
ständlich ist? 

Das heißt: Wir haben ein 
vielschichtigeres Verständ- 
nis von Gerechtigkeit. Eines, 
das die Unterschiedlichkeit 

Wir wollen, dass alle die gleichen 
Ausgangschancen, die gleichen 

Startmöglichkeiten haben. Gerechtigkeit 
bedeutet Gleichheit der Chancen, nicht Gleichheit 

der Ergebnisse. 

der materiell so gestellt wird, 
dass ihm ein Leben in Würde 
möglich ist. Aber ist es auch 
gerecht, wenn die Solidarität 
der Mitmenschen in An- 
spruch genommen wird, ob- 
wohl es dem Einzelnen mög- 
lich ist, ganz oder teilweise 

der Menschen respektiert. Es 
ist nicht notwendig, dass die 
Menschen das Selbe können, 
das Selbe leisten oder das 
Selbe verdienen. Wir wollen, 
dass alle die gleichen Aus- 
gangschancen, die gleichen 
Startmöglichkeiten    haben. 
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Gerechtigkeit bedeutet 
Gleichheit der Chancen, 
nicht Gleichheit der Ergeb- 
nisse. Die Umsetzung soll 
fair sein. Deshalb bringen wir 

Neue Politik heißt des- 
halb auch nicht, dass wir neue 
Grundsätze brauchen. Neue 
Politik heißt neue Antworten 
auf neue Herausforderungen 

Soziale Marktwirtschaft definiert Regeln 
und Ziele, aber schreibt nicht vor, wie sie 

zu erreichen sind. Sie umreißt Grenzen, aber 
lässt dennoch viel Handlungsspielraum. 

diesen Begriff in die Debatte. 
Dabei gi 11: Leistung muss 

sich lohnen. Wer etwas lei- 
stet, muss mehr haben, als 
der, der nichts leistet. Auch 
das ist ein unverzichtbarer 
Gerechtigkeitsgrundsatz. 

Damit wir das erreichen 
können, brauchen wir eine 
neue Politik. Eine Politik, die 
vernetzt denkt und integriert 
handelt, eine Politik für unse- 
re Zeit, die an erster Stelle 
Chancen eröffnet und eine Po- 
litik, die die vorhandenen Ge- 
rechtigkeitslücken schließt. 

Mit neuer Politik meinen 
wir auch einen neu formu- 
lierten Konsens und deshalb 
ermuntere ich alle: raus aus 
den Schützengräben und 
hinein ins Offene von neuen 
Lösungen für eine neue Zeit. 

„Neu" ist kein Qualitäts- 
merkmal; das hat uns nichts 
besser vor Augen geführt als 
die sogenannte „neue Mit- 
te", die bis heute im Irrgar- 
ten „dritter Wege" ihren ei- 
gentlichen Standort sucht. 

bei Bewahrung von Orientie- 
rung und Grundwerten. 

Unsere Antwort: 
Soziale Marktwirtschaft 

Es gibt eine Antwort, die 
heute passt, weil sie auf Ei- 
genverantwortung, auf Wett- 
bewerb, auf basisorientierte 
und dezentrale Lösungen 
setzt und die Grundwerte 
Freiheit, Solidarität und Ge- 
rechtigkeit in eine ideale Ba- 
lance bringt. Dieses Modell 
hat einen Namen: Soziale 
Marktwirtschaft; und die- 
ses Modell ist originär CDU. 

Soziale Marktwirtschaft 
ist etwas anderes, als ein „drit- 
ter Weg" irgendwo zwischen 
Kommunismus und Kapita- 
lismus. Die deutschen Sozial- 
demokraten sprechen kaum 
von der (groß geschrieben) 
Sozialen Marktwirtschaft als 
eigenständigem Ordnungs- 
modell, sondern viel lieber 
von den sozialen Marktwirt- 

schaften. Die Unterlassungei- 
nes eindeutigen Bekenntnis- 
ses zu der Sozialen Markt- 
wirtschaft befreit sie davon, 
sich auf eine konkrete Ord- 
nung festlegen zu müssen. 

Auch die FDP schreibt in 
dem auf dem FDP-Parteitag 
gefassten Beschluss zur So- 
zialpolitik, „soziale Markt- 
wirtschaft" klein. 

Wir beschreiben mit So- 
zialer Marktwirtschaft eine 
offene, aber nachhaltige 
Ordnung. Das ist es, was wir 
brauchen und was uns weiter- 
hilft. Ordnungspolitik-das ist 
ein zentraler Bestandteil der 
Sozialen Marktwirtschaft. 
Ordnungspolitik spannt einen 
Rahmen auf. Sie definiert Re- 
geln und Ziele - aber sie 
schreibt nicht vor, wie sie zu 
erreichen sind. Sie umreißt 
Grenzen, aber sie lässt allen 
Akteuren dennoch viel Hand- 
lungsspielraum. 

Eines muss klar sein: 
Ordnungspolitik bedeutet 
nicht Reglementierung und 
Regulierung durch den 
Staat; sondern einen verläss- 
lichen Rahmen, innerhalb 
dessen ein Wettbewerb um 
die beste Lösung herrscht. 

Diesen Rahmen gilt es 
richtig zu füllen. 
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CHRISTIAN  WULFF: 

Chancen für alle. Arbeit für alle. 
Wohlstand für alle. 

Aus der Rede des stellver- 
tretenden Parteivorsitzen- 
den Christian Wulff: 

Wir haben heute ein Papier 
vorgelegt, das unseren An- 
spruch an den Sozialstaat des 
21. Jahrhunderts markiert: 
„Chancen für alle. Arbeit für 
alle, Wohlstand für alle"-das 
ist unser Verständnis vom fai- 
ren Sozialstaat. 

Es geht um nicht weniger 
als die Zukunftsfähigkeit un- 
seres Landes und - es geht 
auch um die Zukunftsfähig- 
keit unserer Partei. Deswegen 
wollen wir als CDU Deutsch- 
lands eine offene Diskussion 
über die Frage, was ist sozial 
im 21. Jahrhundert. 

Wenn etwas das Wesen 
unseres Sozialstaates in den 
vergangenen Jahrzehnten be- 
schreibt, dann das Bemühen, 
die grundlegenden Grundla- 
gen von Solidarität und Subsi- 
darität zu verschleiern. 
—¥ Kaum einer weiß, wel- 
che Vergünstigungen unser 
soziales Sicherungssystem 
wem einräumt. 
-»Kaumeinerweiß,wenes 
belastet und wo genau neue 
Finanzquellen erschlossen 
werden. 
-• Kaum einer weiß, nach 
welchen Kriterien in unse- 

rem sozialen Sicherungs- 
system Alimente vergeben 
werden. 
^ Kaum einer weiß, was 
unser Sozialsystem eigent- 
lich kostet. 

Und weil dies alles so ist, 
benötigt man eine Bürokra- 
tie, einen Wasserkopf, der 
quasi vormundschaftlich al- 
len Berechtigten über Mit- 
teilungen zukommen läßt, 
wieviel sie aus dem System 
beziehen dürfen. 

Nach einschlägigen Un- 
tersuchungen     zahlen     in 
Deutschland nicht weniger 
als 37 verschiedene Behör- 
den und Ämter 152 spezielle 
Hilfearten aus. Dieses Ne- 
ben- und Durcheinander von 
Leistungsträgern, die auch 
noch völlig unterschiedlich 
finanziert werden, müssen 
wir beenden. Dies ist ein un- 
haltbarer Zustand, der im- 
merhin ein Drittel unseres 
Sozialprodukts verschlingt! 

Ein klassisches Beispiel 
für die Intransparenz des Sy- 
stems ist die Trennung zwi- 
schen Arbeitgeber- und Ar- 
beitnehmeranteil   auf   den 
Gehaltsabrechnungen. Die- 
se Trennung ist ohne jede 
ökonomische Relevanz! 

Wäre jeder Arbeitgeber 

verpflichtet, dem Arbeitneh- 
mer auf seiner Gehaltsabrech- 
nung monatlich alle Leistun- 
gen aufzuführen, die erbracht 
werden, um den Arbeitneh- 
mer zu beschäftigen - also ne- 
ben dem Arbeitgeberanteil 
zur Sozialversicherung alle 
Aufwendungen, die entste- 
hen, um den Einzelnen zu be- 
schäftigen -, dann kämen 
beim Durchschnittsverdiener 
zu 4.000 DM brutto schnell 
noch einmal rund 3.800 DM 
Zusatzkosten hinzu, zusam- 
men also 7.800 DM. 

Ausgezahlt bekommt der 
Arbeitnehmer aber nur etwa 
2.700 DM, also gerade ein- 
mal ein Drittel dessen, was 
er kostet. 

Deswegen wollen wir, • 
dass künftig die gesamten Ar- 
beitskosten, also einschließ- 
lich der Arbeitgeber-Beiträge 
zu den Sozialversicherungen, 
auf den Lohn- und Gehalts- 
abrechnungen ausgewiesen 
werden, • dass dem Einzel- 
nen künftig turnusmäßig 
Mitteilungen zugehen über 
Gesundheitsleistungen, die 
er in Anspruch genommen 
hat, • dass künftig jeder 
Beitragszahler in der GRV 
über den „Stand" seiner An- 
wartschaften bei der Alter- 
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Vorsorge auf dem laufenden 
gehalten wird. 

Neu nachdenken müssen 
wir auch über einen fairen 
Ausgleich zwischen den Ge- 
nerationen und innerhalb 
der Generationen. Deswe- 
gen wollen wir stärker auf 
das Instrument der Genera- 
tionenbilanzen zurückgrei- 
fen, um zu zeigen, wie sich 
Umverteilung zwischen den 
Generationen auswirkt. 

Der Einzelne soll 
künftig stärker 

selbst bestimmen 

Wir wollen „mehr Netto 
für alle" durch mehr Mög- 
lichkeiten zur Eigengestal- 
tung, mehr Wahlfreiheit, 
mehr Freiheit über die Ver- 
wendung des eigenen Ein- 
kommens. Wir wollen ein 
System, in dem der Einzelne 
ein ganzes Stück selbst dar- 
über entscheidet, wie und 
wo er Schwerpunkte setzt. 

Wir wollen einen Sozial- 
staat, der dem Einzelnen in- 
dividuelle Wahlfreiheiten 
neben der kollektiven, der 
solidarischen Absicherung 
eröffnet. 

Wir wollen einen Sozial- 
staat, in dem der Einzelne 
seinen individuellen Versi- 
cherungsschutz, so weit dies 
möglich ist, stärker in der 
Zeit, in der Höhe und in der 
Form selbst bestimmt! 

Bis heute hat mir kein 
Mensch plausibel erklären 
können, wieso jeder Arbeit- 
nehmer seine Haftpfichtver- 
sicherung für das Auto aus ei- 
ner Vielfalt von Angeboten 
mit unterschiedlichen Kon- 
ditionen selber auswählen 
kann, warum ihm aber das 
Recht verweigert wird, über 
Teile seines Krankenversi- 
cherungsschutzes in gleicher 
Weise selbst zu bestimmen? 

Oder beim Kündigungs- 
schutz. Viele Arbeitgeber, vor 
allem Mittelständler und 
Handwerker, scheuen sich, äl- 
tere Arbeitslose wegen lang- 
wieriger und unkalkulierbarer 
Arbeitsgerichtsprozesse im 
Falle einer Kündigung einzu- 
stellen. Denn kaum ein ande- 
res Land hat soviel ältere 
Langzeitarbeitslose unter den 
Arbeitslosen wie wir. 

Warum verbessern wir 
nicht die Einstellungschan- 
cen dieser Menschen? 

Wir wollen den Gedan- 

ken prüfen, Arbeitnehmern 
das Recht zu geben, schon 
bei der Einstellung eine Ab- 
findungsregelung im Ge- 
genzug zum Verzicht auf 
Kündigungsschutzklagen in 
einem bestimmten Zeitraum 
zu vereinbaren! 

Unsere arbeitsrechtlichen 
Mauern dienen dem Schutz 
des Arbeitsverhältnisses - 
das ist richtig und das ist gut 
so. Aber diese dürfen nicht zu 
unüberwindbaren Mauern 
werden für diejenigen, die oft 
jahrelang verzweifelt Arbeit 
suchen! 

Wer den Sozialstaat der 
Realität anpassen will, der 
muß sich nur in unserer Ge- 
sellschaft umschauen. Längst 
finden sich für viele Probleme 
auch subsidäre Lösungen. 
-^ In der privaten Kranken- 
versicherung sind Modelle 
mit Selbstbehalten und Ei- 
genbeteiligung der Renner. 
•^ Vielerorts engagieren 
sich Bürger und Unterneh- 
men, funktioniert die Ge- 
meinschaft: • In Selbsthil- 
feringen und Genossen- 
schaften zur Hilfe im Alter, 
• in privaten Firmen mit so- 
zialem Geschäftszweck, • 
in Bürgerbüros und Freiwil- 
ligenagenturen, die neue Ar- 
beitsformen erfinden mit 
neuen Einkommensquellen. 

Das funktioniert alles 
ganz praxisnah - ohne jede 
Ideologie und ohne öffentli- 
che Begleitmusik! 
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Budgetierung führt 
zu plan wirtschaftlicher 

Gesundheitspolitik 

Wir wollen in einzelnen 
Politikbereichen zu einer 
Neu-Abgrenzung zwischen 
individueller und kollekti- 
ver Vorsorge kommen. Die- 
sen Fragen muß sich die 
Union ohne Tabus stellen. 
Wer glaubt, die Auseinan- 
dersetzung um die Zukunft 
des Sozialstaates lediglich 
mit Schlagworten wie „So- 
zialabbau" und „Umvertei- 
lung" bestreiten zu können, 
der zeigt, dass er die alten 
Schützengräben nicht ver- 
lassen hat. 

Am Beispiel des Gesund- 
heitswesens lassen sich eini- 
ge notwendige Marksteine 
eines neuen Weges deutlich 
machen. Wir stehen seit Jah- 
ren vorder Herausforderung, 
den Kostenanstieg einzu- 
dämmen. Wir wollen den ho- 
hen Standard der medizini- 
schen Versorgung für alle 
beibehalten, unabhängig von 
Einkommen und Alter. Und 
wir - die Union - wollen an 
der freien Arztwahl als Grund- 
recht des mündigen Patienten 
festhalten. 

Alle Versuche, durch 
Bürokratisierung und Budge- 
tierung die Kosten zu begren- 
zen, sind fehlgeschlagen. 

Denn Budgetierung führt 
zur Rationierung und damit 

geradewegs in die planwirt- 
schaftliche Gesundheitspo- 
litik. 

Dann zahlen alte Men- 
schen ein Leben lang ein, um 
zum Schluss nach einem 
Punktesystem bewertet zu 
werden und keine Bypass- 
Operation mehr genehmigt 
zu bekommen. 

Das sind menschenun- 
würdige Zustände, die mit 
der CDU nicht zu machen 
sind. Eine Rationierung ist 
mit unserem christlichen 
Menschenbild unvereinbar. 

Der ganze Irrsinn der Fi- 
scherschen Budgetierungs- 
politik wird doch daran 
deutlich, dass die Leute Mit- 
te Oktober zum Zahnarzt 
rennen, weil sie nicht wis- 
sen, ob sie im Dezember 
noch behandelt werden. 

Für uns steht der Patient 
im Mittelpunkt. 

Deswegen setzen wir auf 
Anreize. Wir setzen auf ein 
Gesundheitssystem, das das 
Interesse der Beteiligten an 
einem sparsamen Umgang 
mit den Beitragsmitteln för- 
dert. 

Deswegen wollen wir er- 
gänzend zum Volltarif jetzi- 
ger Art Wahltarife anbieten, 
bei denen der Versicherte ein- 
zelne Leistungen abwählen 
kann, die er bei Bedarf selbst 
zahlt oder über Zusatzversi- 
cherungen finanziert oder 
ganz auf sie verzichtet. Diese 
Wahltarife können z.B. um- 

fassen: Fahrtkosten, bestimm- 
te Arznei- und Hilfsmittel, be- 
stimmte Behandlungsformen. 
Dann könnten in Wahltarifen 
die Beitragssätze um minde- 
stens 10 % sinken. 

Wer interessiert sich für 
den Preis des Bieres, wenn 
es Freibier gibt? 

Rentenpolitik braucht 
wieder Verläßlichkeit 

In Sachen Rente liegen 
die Entwicklungstrends seit 
Jahren auf dem Tisch. Die 
Bevölkerung in Deutsch- 
land altert. Jede Generation 
wird künftig ein Drittel klei- 
ner. Gleichzeitig steigt die 
durchschnittliche Lebenser- 
wartung kontinuierlich. 

Rentenpolitik braucht 
wieder Vertrauen und Ver- 
läßlichkeit - die Menschen 
müssen sich auf wirtschaft- 
liche Sicherheit im Alter 
verlassen können. 

Angesichts der demogra- 
phischen Probleme müssen 
wir das heutige System des 
Generationenvertrages wei- 
terentwickeln und die Men- 
schen von der Notwendig- 
keit zur zusätzlichen priva- 
ten Vorsorge überzeugen - 
dies muss das Herzstück ei- 
ner jeden Reform jetzt sein. 

Wenn die Bundesregie- 
rung mit der Abrißbirne an 
Stützpfeiler der GRV heran- 
geht, dann ist es unerträglich. 
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wenn nicht gleichzeitig Bau- 
trupps losgesandt werden, 
die zusätzlich wirkungsvolle 
private Säulen der Alterssi- 
cherung einrichten. 

Reform hat etwas mit 
Langfristigkeit, mit Bere- 
chenbarkeit, mit Strukturen 
zu tun, nicht aber mit Willkür! 
—* Wir hatten eine Renten- 
reform gemacht, die die stei- 
gende Lebenserwartung in 
Gestalt des demographi- 
schen Faktors abbildet. 
—* Die SPD hat zuerst zwei 
Jahre gegen den demogra- 
phischen Faktor gehetzt - 
jetzt stellen sie fest, dass 
man ohne ihn nicht aus- 
kommt. 
•+ Im Bundestagswahl- 
kampf 1998 hat man den 
Rentnern das Blaue vom Him- 
mel versprochen - um sie 
dann mit dem angeblichen In- 
flationsausgleich, der keiner 
ist, hinter die Fichte zu führen, 
mit Ökosteuer abzuzocken 
und die Rentenerhöhungen 
zwei Jahre auszusetzen. 
^> Dann wollte Riester die 
Zwangsrente, ließ sie fallen, 
heute will er sie wieder-und 
zwar durch die Hintertür. 

Wir müssen die private 
Vorsorge stärken - und wir 
können es uns nicht leisten, 
noch weitere wertvolle Jah- 
re verstreichen zu lassen. 
CDU und CSU haben noch 
vor der Regierung ein ge- 
meinsames Konzept zur pri- 
vaten Vorsorge entwickelt - 

wir haben es einstimmig in 
der Bundestagsfraktion ver- 
abschiedet. 

Wir wollen Vorsorgeauf- 
wendungen steuerfrei und 
zumindest, was die Renten- 
versicherungsbeiträge be- 
trifft, auch sozialversiche- 
rungsfrei stellen. 

Wir wollen die Möglich- 
keiten im Vermögensbil- 
dungsgesetz ausbauen, indem 
wir einen dritten Förderkorb 
„Ergänzungsvorsorge" ein- 
führen, um Geringverdienern 
bessere Chancen zum Aufbau 
einer kapitalgedeckten Al- 
tersvorsorge gibt. 

Und wir werden außerdem 
die unterschiedliche Lei- 
stungsfähigkeit von kinderlo- 
sen Arbeitnehmern und Fami- 
lien durch eine Kinderkompo- 
nente berücksichtigen. 

Um den Aufbau des dafür 
notwendigen Kapitalstocks 
zu beschleunigen, wollen wir 
die Sparrente zielgerichtet 
unterstützen. Dazu gehört 
ein Rechtsanspruch auf Ent- 
geltumwandlung für die Ar- 
beitnehmer. 

Ich bin sicher: Der Aufbau 
eines zweiten und dritten 
Standbeins in der Altersvor- 
sorge nach diesem Muster, 
wirdeinem Durchschnittsver- 
diener im Alter ein Nettoren- 
tenniveau von 70 Prozent plus 
x ermöglichen. Die Altersver- 
sorgung insgesamt wird si- 
cherer vor demographischen 
Risiken, sie ist ein Beitrag zur 

Generationengerechtigkeit, 
und sie gibt jedem einzelnen 
die Chance, ein Maximum an 
staatlicher Sparförderung zu 
erhalten. 

Mehr Chancen für 
neue Arbeitsplätze 

Eng mit der Sozialstaats- 
debatte verknüpft ist die Fra- 
ge, warum unser Land bei 
der Schaffung von Arbeits- 
plätzen im internationalen 
Geleitzug einen weit abge- 
schlagenen Platz einnimmt. 

Konkret: warum liegt die 
Beschäftigungsschwelle in 
Deutschland bei 2,5 Prozent 
Wachstum, während in fast 
allen anderen OECD-Staa- 
ten wesentlich weniger 
Wachstumsdynamik aus- 
reicht, um zusätzliche Ar- 
beitsplätze zu schaffen. 

Warum haben wir diese 
Defizite? Was können wir 
von anderen Ländern lernen? 
Welche Lösungsansätze zur 
Bekämpfung der Arbeitslo- 
sigkeit sind übertragbar? 

Erfolgreiche Länder zeich- 
nen sich durch folgenden Vier- 
klang aus. Sie haben : • eine 
hohe Investitionsquote • eine 
niedrige Staatsquote • und ei- 
ne gelungene Kombination 
aus aktiver Arbeitsmarktpoli- 
tik und flexibler Lohnpolitik. 

Wir brauchen mehr diffe- 
renzierte Lösungen. Deswe- 
gen müssen wir die Rah- 
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menbedingungen im Ar- 
beits- und Tarifrecht so 
gestalten, dass die beste- 
henden rechtlichen Reglun- 
gen den rasanten Struktur- 
wandel nicht behindern. 

Ich bin davon überzeugt: 
dies kann im Rahmen der be- 
währten Tarifautonomie ge- 
schehen. 

Der Flächentarifvertrag 
ist zwar nicht überholt, aber 
er ist überholungsbedürftig. 

Der Tarifvertrag der Zu- 
kunft muss sich auf wenige 
Kernbereiche wie Entgelt- 
und Arbeitszeitrahmen kon- 
zentrieren. Er muß Mindest- 
bedingungen beschreiben, 
damit auf Betriebsebene 
Raum für dezentrale Lösun- 
gen für neue Arbeitsplätze 
entsteht. 

Das Arbeits- und Tarif- 
recht muss den Schutzge- 
danken stärker als bisher mit 
dem Chancengedanken ver- 

knüpfen. 

Wir wollen eine 
Allianz für Kreativität 

Die Zukunft der Arbeit ist 
voller Chancen! Die Arbeit 
geht uns nicht aus - das Ge- 
genteil ist richtig! 

Der Altersaufbau unserer 
Gesellschaft bietet gewalti- 
ge Beschäftigungspotentia- 
le im Bereich standortge- 
bundener Dienstleistungen, 
vor allem bei Gesundheit 

und Pflege und häuslichen 
Diensleistungen. Erinnert 
sei an den Satz des großen 
Ökonomen Jean Baptiste 
Say: „Jedes Angebot schafft 
sich seine Nachfrage." 

Wir wollen einen sozia- 
len Staat, der diese Chancen 
zielgerichtet nutzt und un- 
terstützt, der Anreize gibt, 
damit Arbeit entsteht und so 
dazu beiträgt, dass sich in 
unserem Land ein „Nied- 
riglohnsektor" mit weniger 
produktiven, auch dienen- 
den Tätigkeiten herausbil- 
den kann. 
Was gehört dazu? 
-• Dazu gehört eine große 
Steuerreform mit einem Ein- 
gangssteuersatz von 15 %, so 
wie von der Union übrigens 
schon 1996 (!) auf dem 
Hannoveraner Parteitag be- 
schlossen; 
^> dazu gehört die konse- 
quente Anwendung des Bun- 
dessozialhilfegesetzes durch 
die Kommunen gegenüber 
Hilfeempfängern, 
—• dazu gehört die Zusam- 
menlegung von Sozialhilfe 
und Arbeitslosenhilfe, und 
—*• dazu gehört eine stärke- 
re Lohnspreizung, die über- 
haupt erst das Fundament 
für einen marktwirtschaft- 
lich funktionierenden, d.h. 
an den niedrigeren Produkti- 
vitätsraten ausgerichteten 
Niedriglohnsektor legt. 

Ideologische Schranken 
und Tabus sind auch auf die- 

sem Feld überhaupt nicht 
hilfreich. Für viele Arbeit- 
suchende bilden kleine Be- 
schäftigungsverhältnisse 
die einzige Möglichkeit, den 
Kontakt zum Erwerbsleben 
nicht zu verlieren. 

Wir wollen eine Allianz für 
Kreativität schmieden - zwi- 
schen Arbeitnehmern, Arbeit- 
gebern und Arbeitsämtern. 

Unser Sozialstaat 
braucht neues Denken 

Chancen für alle. Arbeit 
für alle. Wohlstand für alle - 
ich bin überzeugt: mit diesem 
Zukunftsmodell werden wir 
die dynamischen Kräfte frei- 
setzen, die wir brauchen, 
wollen wir den Sozialstaat 
auch im 21. Jahrhundert zu- 
kunftsfähig halten. 

Wir können uns die 
künstliche Trennung nicht 
länger leisten - hier der 
Staat, da die Gesellschaft. 
Dieses alte Denken wird der 
neuen sozialen Wirklichkeit 
nicht mehr gerecht. 

Unser Sozialstaat braucht 
neues Denken. Ich bin über- 
zeugt: hier in Berlin werden 
wir heute den Grundstein 
dafür legen. 

uinr/t 
Den vollen Wortlaut 
der Rede finden Sie 

im Internet: 
www.cdu.de/infonet 
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KARL-JOSEF   LAUMANN: 

Arbeit für alle lautet 
das Ziel unserer Arbeit 

Aus der Einführung in 
das Diskussionspapier der 
„Kommission Sozialstaat 
21-Arbeit für alle": 

100.000 Arbeitslose „ko- 
steten" 1998 die Bundesan- 
stalt für Arbeit 3 Milliarden 
Mark, die an die Arbeitslo- 
sen gezahlt wurden. Die Zu- 
kunft der sozialen Siche- 
rungssysteme aber auch die 
Entwicklung der Staatsfi- 
nanzen hängt eng mit der 
Senkung der Arbeitslosig- 
keit zusammen. 

Arbeit ist mehr als finan- 
zielle Absicherung und Vor- 
sorge vor den Wechselfällen 
des Lebens. Arbeit ist immer 
auch Teilhabe an der Gesell- 
schaft. Arbeit schafft und 
sichert soziale Kontakte, 
strukturiert das menschliche 
Leben und schafft Befriedi- 
gung und Selbstbewusst- 
sein. Vor diesem Hinter- 
grund ist es verständlich, 
dass Politik danach bewertet 
wird, ob sie in der Lage ist, 
Arbeit für alle zu schaffen. 

Wenn wir es ernst mei- 
nen, mit dem Auftrag „Ge- 
recht ist, was Beschäftigung 
schafft", dann gehören alle 
Maßnahmen im Bereich der 
Arbeitswelt auf den Prüf- 
stand. Wir sind es den Ar- 

beitslosen und ihren Famili- 
en schuldig, sorgfältig zu 
prüfen, ob eine Regelung 
noch wirklich ihren Zweck 
erfüllt oder ob sie zum Be- 
schäftigungshemmnis ge- 
worden ist. 

Gerecht ist, was 
Beschäftigung schafft 

Dabei geht es nicht dar- 
um, blindwütig Sozialstan- 
dards zu senken, Kosten zu 
minimieren oder Arbeitneh- 
merrechte einzuschränken. 
Wichtig ist und bleibt, dass 
in der Arbeitswelt die Men- 
schenwürde in Vordergrund 
steht. Dies dürfen wir nie- 
mals vergessen. 

Aber wir müssen mit Au- 
genmaß und Mut zu unpo- 
pulären Entscheidungen ei- 
ne kritische Bestandsauf- 
nahme wagen, sinnvolle 
Grundsätze vereinbaren und 
zukunftsgerichtete Vorschlä- 
ge vorlegen. Die CDU hat 
das mit diesem Papier getan. 
Wir stellen uns der Verant- 
wortung. 

Die Arbeitswelt hat sich 
verändert: Wir müssen Ant- 
worten geben auf die Her- 
ausforderung des lebenslan- 

gen Lernens. Wir müssen 
die Forderung nach Mobi- 
lität ergänzen durch eine 
darauf abgestellte Absiche- 
rung des Arbeitnehmers. 

Wir müssen Chancen auf 
für Geringqualifizierte schaf- 
fen und die demographische 
Entwicklung verarbeiten. So 
ist es unerträglich, dass fast 
ein Viertel aller Arbeitslosen 
über 55 Jahre alt ist. Uner- 
träglich ist es auch, wenn eine 
Deutsche Großbank nur noch 
500 Arbeitnehmer über 55 
Jahre beschäftigt. Wir müs- 
sen gerade den älteren Ar- 
beitnehmern berufliche Qua- 
lifizierung anbieten, denn al- 
le Statistiken zeigen, dass der 
Anteil der älteren an den Er- 
werbstätigen in den nächsten 
Jahren steigen wird. 

Beschäftigungsverhält- 
nisse haben sich geändert, 
das heißt: der Wechsel vom 
Selbstständigen zum An- 
gestellten oder umgekehrt, 
vom Heimarbeitsplatz zum 
Außendienst, der Abschied 
von Hierarchien bestimmt 
das Arbeitsleben vieler Ar- 
beitnehmer - vor allem von 
vielen Arbeitnehmerinnen. 
Dies schürt Ängste, birgt 
aber auch große Chancen. 
Das Durchlässigermachung 

UID 21/2000- 13 



SOZIALSTAAT-KONGRESS 

von Hierarchien entspricht 
dem christlichen Wertebild 
nach mehr Verantwortung 
des Einzelnen, mehr Ver- 
antwortung der Gruppe oder 
des Teams, nach mehr 
Selbstbestimmung 

Vor diesem Hintergrund 
wollen wir auch prüfen, ob 
im Rahmen eines Options- 
modells Arbeitgeberund Ar- 
beitnehmer Abfindungsre- 
gelungen im Gegenzug für 
einen Verzicht auf Kündi- 
gungsschutzklagen verein- 
baren sollten. Dabei geht es 
nicht um den Abbau sozialer 
Leistungen. Durch flexible- 
re Regeln als bisher kann ei- 
ne sachgerechtere Balance 
zwischen sozialer Sicherung 
und flexibler Anpassung, 
zwischen Arbeitsplatzbesit- 
zern und Arbeitsuchenden 
geschaffen werden. 

Tatsächlich sieht es doch 
so aus, dass nur ein geringer 
Teil derjenigen, der sich 
nach einer Kündigung mit 
einer Kündigungsschutz- 
klage an die Arbeitsgerichte 
wendet, danach auch wieder 
in seinen Betrieb zurück- 
kehrt. Insgesamt kehren nur 
1,5% der klagenden Arbeit- 
nehmer wieder in den Be- 
trieb zurück. Die anderen 
98,5% verlieren ihren Ar- 
beitsplatz bei Gewährung 
einer Abfindung. Das Kün- 
digungsschutzgesetz ist in 
der Praxis also fast ein reines 
Abfindungsgesetz. Vor die- 

Karl-Josef Laumann 

sem Hintergrund erscheint 
es uns überlegenswert, die 
Rechtslage an die Wirklich- 
keit anzupassen. Ein Opti- 
onsrecht von Arbeitgeber 
und Arbeitnehmer für die 
Vereinbarung, ist ein mögli- 
cher Weg hierzu. Die Vor- 
teile liegen auf der Hand: 
—• Kein psychisch und fi- 
nanziell unkalkulierbares 
Gerichtsverfahren mit takti- 
schen Kniffen auf beiden 
Seiten. 
-^ Geringere Belastung der 
Arbeitsgerichte und 
-» Sicherheit für Arbeitge- 
ber und Arbeitnehmer statt 
unklarem Ausgang des Ge- 
richtverfahrens. 

Arbeit ist in Deutschland 
keine statische, für immer 
und ewig festgeschriebene 
Größe. Die Menge an vor- 
handener Arbeit lässt sich 
vergrößern. Die Wirtschaft 
anderer Länder hat es be- 
wiesen. 

Jeder, der nur auf Umver- 
teilung von Arbeit setzt, hat 

bereits den Kampf um die 
Vollbeschäftigung aufgege- 
ben. 

So sinnvoll Maßnahmen 
zum Überstundenabbau und 
zur Schaffung von mehr 
Teilzeitstellen sein mögen, 
sie kurieren nur an Sympto- 
men herum, lösen aber nicht 
das Problem. 

Um die Arbeitslosigkeit 
wirksam zu bekämpfen 
brauchen wireinen ideenrei- 
chen Maßnahmen-Mix, der 
die Ursachen behebt. 

Dazu ist es notwendig, 
die Struktur der Arbeitslo- 
sigkeit zu analysieren. 
-• Ein Drittel der Arbeits- 
losen hat bereits nach drei 
Monaten wieder eine Stelle. 

Dies sind junge, gut qua- 
lifizierte, flexible Arbeit- 
nehmer, die häufig ohne Hil- 
fe des Arbeitsamtes im Ar- 
beitsmarkt klarkommen. Ih- 
re Arbeitslosigkeit ist Teil 
der normalen Fluktuation 
auf dem Markt. 
—* Ein weiteres Drittel 
braucht bis zu einem Jahr, 
um wieder einen Arbeits- 
platz zu finden. 

In diese Gruppe gehören 
unter anderem auch hoch- 
spezialisierte, etwas ältere 
Arbeitnehmer, die hohe An- 
sprüche haben und daher 
etwas länger suchen oder 
weniger mobil sind, da sie 
Familie haben. 
—¥ Das letzte Drittel macht 
mir am meisten Sorgen: wer 
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länger als eine Jahr arbeits- 
los ist, zählt zu den Lang- 
zeitarbeitslosen. 

Bei diesem Drittel der fast 
vier Millionen Menschen, die 
von Arbeitslosigkeit betrof- 
fen sind, kommen häufig vie- 
le Schwierigkeiten zusam- 
men: höheres Durchschnitts- 
alter, ein hoher Anteil von 
Behinderten, Leistungsge- 
minderten und Berufsunfähi- 
gen, unstetige Erwerbsbio- 
graphien, dass heißt, dass 
Phasen der Berufstätigkeit 
oft durch Arbeitslosigkeit un- 
terbrochen wurden. 

70 Prozent der Langzeit- 
arbeitslosen in unserem 
Land sind ohne abgeschlos- 
sene Berufsausbildung. Das 
heißt, über zwei Drittel der 
von Langzeitarbeitslosig- 
keit Betroffenen haben nie 
einen Beruf gelernt. Diese 
dramatische Zahl zeigt, wo 
die Probleme im deutschen 
Arbeitsmarkt liegen. 

Trotz aller Bildungs- und 
Qualifizierungsmaßnahmen 
wird es auch in der Zukunft 
Arbeitsplätze für Gering- 
qualifizierte geben müssen. 

Darum müssen Löhne im 
unteren Segment stärker ge- 
spreizt werden, damit dort 
Arbeitsplätze entstehen kön- 
nen. Um dann einen Anreiz 
zur Aufnahme dieser Arbeit 
zu schaffen, müssen diese 
Einkommen durch staatliche 
Transfer-Zahlungen ergänzt 
werden. 

Die direkte Unterstüt- 
zung des betroffenen Ar- 
beitnehmers ist dabei in un- 
seren Augen sinnvoller als 
Subventionen für den Ar- 
beitgeber oder Lohnkosten- 
zuschüsse. Denn nur durch 
direkte Zahlungen an den 
Beschäftigten werden Wett- 
bewerbsverzerrungen ver- 
mieden. Die eigenen Kräfte 
des Arbeitslosen müssen 
mobilisiert werden. Darum 
soll es nach unserer Ansicht 
staatliche Hilfe nur gegen 
Gegenleitung geben. 

Konsequent gegenseitig 

Wer arbeiten kann und 
angebotene Arbeit verwei- 
gert, hat nicht das Anrecht 
auf Solidarität von Seiten 
der Beitrags- und Steuerzah- 
ler. Eine konsequentere An- 
wendung des Gegenseitig- 
keitsprinzips ist notwendig, 
auch um die Akzeptanz die- 
ser Sozialleistungen bei den 
Bürgerinnen und Bürgern zu 
erhöhen. 

Wir sehen, dass immer 
mehr Arbeitnehmerinnen 
und Arbeitnehmer die Ge- 
werkschaften verlassen. Al- 
lein zwischen 1994 und 
1998 hat sich die Mitglie- 
derzahl des DGB von 9.768 
Mio. auf 8.310 Mio. verrin- 
gert; also um 1,4 Millionen 
in nur vier Jahren. 

Aber auch die Arbeitge- 

berseite betreibt Verbands- 
flucht. Dies ist ein Alarm- 
signal für die Tarifpolitik, 
denn es zeigt, dass beide Sei- 
ten nicht mehr zufrieden 
sind mit dem, was geschieht. 

Auch die Verbände sind 
gefordert, sich auf die ver- 
änderte Situation am Ar- 
beitsmarkt einzustellen. 

Dazu sollten sich Tarif- 
verträge auf die ursprüngli- 
chen Kernbereiche wie Ent- 
gelt- und Arbeitszeitrahmen 
konzentrieren und soziale 
Standards festschreiben. 

Die Mitbestimmung in 
den Betrieben muss auch an- 
gesichts der Auflösung be- 
trieblicher Strukturen im 
Prinzip gesichert werden, 
denn sie hat sich trotz man- 
cher Schwierigkeit bewährt. 

Arbeit für alle lautet das 
Ziel unserer Arbeit. Ich gebe 
zu: es wird nicht leicht zu er- 
reichen sein. Aber wer seine 
Ziele nicht hoch steckt, wird 
schon vorher scheitern. 

Die CDU hat mit diesem 
Papier ihre Vorstellungen 
vorgelegt: sie sind nicht be- 
quem, nicht unumstritten, 
nicht populistisch. Sie for- 
dern im Gegenteil von allen 
Engagement, Mitarbeit und 
auch Mut zur Veränderung. 

Den vollen Wortlaut 
der Rede finden Sie 

im Internet: 
www.cdu.de/infonet 
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ULF   FINK: 

Medizinischer Fortschritt muss für 
alle zugänglich bleiben 

Aus der Rede des Vorsit- 
zenden der Kommission 
Humane Dienste auf dem 
Sozialstaat-Kongress in 
Berlin: 

Das Deutsche Institut für 
Wirtschaftsforschung hat 
unlängst eine Aufsehen erre- 
gende Studie vorgelegt. Da- 
nach steigt der Beitragssatz 
der Gesetzlichen Kranken- 
versicherung - wenn nichts 
geschieht - von jetzt 13,5 % 
auf 23% im Jahr 2040. Es 
gibt auch andere Prognosen. 

Aber: Alle Vorausschät- 
zungen gehen davon aus, 
dass die Gesundheitsbedürf- 
nisse für eine älter werdende 
Gesellschaft und der medizi- 
nische Fortschritt so gewalti- 
ge zusätzliche Kosten verur- 
sachen, dass die Beitragsein- 
nahmen damit einfach nicht 
Schritt halten können. 

Es ist wahr und alle wis- 
sen es: Die Probleme unse- 
res Alterssicherungssystems 
sind schwer zu lösen. 

Wahr ist aber auch, die 
Probleme unseres Gesund- 
heitswesens sind noch dra- 
matischer- und darüber hin- 
aus schwerer zu lösen. 

Unumstößliche Tatsache 
bleibt: Kein Gesundheits- 
wesen in der Welt kann mit 

begrenzten Mitteln unbe- 
grenzte Leistungen verspre- 
chen. Genau das tun wir. 

Die Umfragen zeigen, dass 
ein entsprechendes Problem- 
bewusstsein bei der Bevölke- 
rung nicht vorhanden ist. 

Es ist vorrangig Aufgabe 
der Politik, vor allem der 
verantwortlichen Bundesre- 
gierung, zu einer geänderten 
Einschätzung beizutragen. 

Es ist nicht mehr 
alles bezahlbar 

Werwill,dass auch künf- 
tig lebenswichtige medizi- 
nische Leistungen allen zur 
Verfügung gestellt werden 
sollen, der muss den Men- 
schen sagen, dass dann nicht 
alles und jedes von der 
Krankenversicherung be- 
zahlt werden kann. 

Die bisherige Antwort 
der Bundesregierung ist die 
Budgetierung. Sie scheint 
auf den ersten Blick sozial, 
ist auf den zweiten Blick 
aber zutiefst inhuman. Die 
Budgetierung - also die Po- 
litik, dass die Ärzte, Kran- 
kenhäuser usw. genau so 
viel mehr ausgeben dürfen, 
wie   bei   konstanten   Bei- 

tragssätzen an zusätzlichen 
Einnahmen herein kommt- 
führt auf direktem Weg in ei- 
ne Zwei-Klassen-Medizin. 

Prof. Arnold hat in seinem 
Werk über die „Medizinische 
Versorgung und ihre Finan- 
zierung nach der Jahrtausend- 
wende" die Budgetierung als 
eine „willkürliche und undif- 
ferenzierte Kürzung der Mit- 
tel" bezeichnet. Recht hat er. 

Niemand käme auf die 
Idee,der Feuerwehrnurein be- 
stimmtes Quantum an Lösch- 
wasser zur Verfügung zu stel- 
len, um dann, wenn es zu Ende 
ist, und ein großer Brand tobt, 
zu sagen: Seht mal zu, wie ihr 
zurecht kommt. 

Wir schlagen vor, auch im 
Gesundheitswesen offen zu 
sagen, was geht und was 
nicht geht. Wir schlagen ein 
System von Kernleistungen 
und Wahlleistungen vor, wo- 
bei der Gesetzgeber die Lei- 
stungsarten, und die Selbst- 
verwaltung über die Bundes- 
ausschüssedie wirtschaftlich 
gebotenen Leistungspakete 
definieren soll. 

Wir scheuen auch nicht da- 
vor zurück zu sagen, welche 
Leistungsarten künftig nicht 
mehr im Kernleistungsange- 
bot enthalten sein sollen. 
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Wir nennen explizit den 
Zahnersatz für die Jüngeren 
und die medizinisch nicht 
notwendigen Fahrtkosten. 
Insgesamt könnte der Kern- 
leistungskatalog etwa 10% 
niedriger ausfallen als bisher. 

Es ist ungewöhnlich, dass 
eine Opposition konkrete 
Einsparungen vorschlägt. Wir 
haben es dennoch aus Verant- 
wortung für das Ganze getan. 
Wir hätten uns gewünscht, 
dass es zu unserer Regierungs- 
zeit eine Opposition gegeben 
hätte, die sich zu Vergleichba- 
rem durchgerungen hätte. 

Die Bundesregierung wä- 
re gut beraten, unser Ange- 
bot sorgfältig zu würdigen. 

Die Kernleistungen richtig 
zu definieren, und zwar nicht 
nur jetzt, sondern auch in Zu- 
kunft, ist die eigentliche große 
Aufgabe zur Sicherung des 
Gesundheitswesens. 

Wir schlagen mehr Wahl- 
freiheit im Gesundheitswesen 
vor. Ich mache aber keinen 
Hehl daraus, dass bei Auf- 
rechterhaltung der bisherigen 
Finanzierungssystematik der 
GKV diese Wahlfreiheit be- 
grenzt bleiben muss. 

Ein Änderung der Wahl- 
freiheit wäre möglich bei risi- 
koadäquater Kalkulation der 
Beitragssätze der GKV. Heu- 
te zahlt der höher Verdienen- 
de mehr Beiträge als der nied- 
rig Verdienende, obwohl bei- 
de den gleichen Leistungsan- 
spruch haben. Der Familien- 

UlfFink 

vater zahlt nicht mehr als der 
Alleinstehende, der ältere 
nicht mehr als der Jüngere, der 
Kranke nicht mehr als der Ge- 
sunde. Diese Umverteilung 
wird heute über die Beiträge 
finanziert. Würde man diese 
Umverteilung über die Steuer 
finanzieren, könnte man sehr 
viel mehr Wahlfreiheit zulas- 
sen. Voraussetzung wäre eine 
Änderung der Steuerpolitik. 
Man müsste die Finanzie- 
rungslast von den Kranken- 
kassenbeiträgen weg auf die 
Steuer verlagern. Es geht um 
eine Summe von mehr als 100 
Milliarden DM jährlich. 

Konkrete Vorschläge 

Im Rahmen des geltenden 
Finanzierungssystems ist es 
möglich, über eine Ergänzung 
der Finanzierungsbasis Lohn 
nachzudenken und auch son- 
stige Einkommensaiten zur 
Finanzierung mit heranzuzie- 
hen. Hierzu wird die Kommis- 

sion konkrete Vorschläge vor- 
legen. Ich mache allerdings 
darauf aufmerksam, dass sol- 
che Änderungen mit uns nur 
im Paket zu haben sind. 

Mit den Mitteln der GKV 
muss wirtschaftlich umge- 
gangen werden. Wir halten 
den Weg der Budgetierung- 
also eine rein planwirt- 
schaftliche Methode - für 
falsch. 

Gesundheitswesen ist 
mehr als Krankenversiche- 
rung. Rehabilitation, Pflege 
und Behindertenhilfe gehö- 
ren dazu. In diesem Zusam- 
menhang prüfen wir, ob die 
bisherige Trennung in Kran- 
kenversicherung und Pflege- 
versicherung wirklich auf- 
recht erhalten werden soll. 

Eine zentrale Rolle muss 
die Prävention spielen. Es gibt 
Schätzungen, wonach 25% 
der Gesundheitsaufwendun- 
gen eingespart werden könn- 
ten, wenn wir nur der Prä- 
vention einen gehörigen Stel- 
lenwert einräumen würden. 

Zu all diesen Fragen wer- 
den wir noch konkrete Kon- 
zepte vorlegen. Maßstab 
bleibt: Der medizinische 
Fortschritt muss auch künf- 
tig für die gesamte Bevölke- 
rung zugänglich bleiben. 

im«" 

Den vollen Wortlaut 
der Rede finden Sie 

im Internet: 
www.cdu.de/infonet 
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ANDREAS   STORM: 

Rentenpolitik am Scheideweg 
Andreas Storm anlässlich 
des Sozialstaat-Kongres- 
ses in Berlin: 

Das System der Alterssi- 
cherung in Deutschland steht 
vor gewaltigen demographi- 
schen Herausforderungen. 
Ursache hierfür sind der Ge- 
burtenrückgang und die in 
Zukunft weiter ansteigende 
Lebenserwartung. Ende der 
80er Jahre sagten erste Studi- 
en eine Verdopplung des Bei- 
tragssatzes auf 36 bis 41 %bis 
zum Jahre 2030 voraus. Es ist 
das Verdienst der CDU und 
unseres langjährigen Arbeits- 
ministers Norbert Blüm, dass 
wir durch unsere Reformen 
bereits ein Drittel des langfri- 
stig erwarteten Beitragssatz- 
anstiegs vermeiden konnten. 

Trotz unserer erfolgrei- 
chen Reformen mit dem 
Übergang zur Nettolohnan- 
passung 1992 und der schritt- 
weisen Anhebung der Alters- 
grenzen bleibt aber weiterer 
Reformbedarf. Denn der jetzt 
erwartete Anstieg des Bei- 
tragssatzes zur gesetzlichen 
Rentenversicherung bis zum 
Jahr 2030 auf 24 bis 26 % ist 
nicht akzeptabel. Eine solche 
Entwicklung wäre ein massi- 
ver Verstoß gegen das Gebot 
der Generationengerechtig- 
keit. Das können wir nicht 
mittragen.  Auch die junge 

Generation hat eine faire 
Chance zur Teilhabe am Ar- 
beitsmarkt verdient. Darum 
muss der Teufelskreis aus 
steigenden Sozialbeiträgen, 
steigenden Arbeitskosten und 
wegbrechenden Arbeitsplät- 
zen durchbrochen werden. 

Wir brauchen 
ein zweites Standbein 

Es ist klar, dass die umla- 
gefinanzierte Barrente aus 
der gesetzlichen Rentenver- 
sicherung auch in Zukunft 
die stärkste Säule der Alters- 
sicherung sein wird. Aber wir 
müssen sie um eine kapital- 
gedeckte Sparrente als zwei- 
tes Standbein der Altersvor- 
sorge ergänzen. Daraus erge- 
ben sich für die Union fünf 
konkrete Anforderungen an 
eine faire, generationenge- 
rechte und nachhaltige Re- 
form der Alterssicherung: 
• Die selbst erworbenen An- 
sprüche der Beitragszahler 
und Rentner an die gesetzli- 
che Rentenversicherung sind 
in vollem Umfang zu erfüllen. 
Wir geben der älteren Genera- 
tion unser Wort, dass es keine 
willkürliche Rentenpolitik 
nach Kassenlage geben darf, 
wie sie die rot-grüne Koaliti- 
on mit der Aussetzung der 

Rentenanpassungsformel 
praktiziert. Eine neue Renten- 
formel muss durch langfristi- 
ge Verlässlichkeit das Ver- 
trauen in die Alterssicherung 
stärken. Eine Verknüpfung 
des Rentenn i veaus der gesetz- 
lichen Rentenversicherung 
mit unrealistischen Progno- 
sen über die Rendite der kapi- 
talgedeckten Sparrente wer- 
den wir nicht mittragen. Aber 
genau das hatte die Regierung 
mit ihrem sogenannten Aus- 
gleichsfaktor zunächst vor. 
Das war ein systemwidriges 
mathematische Ungetüm, das 
Transparenz verhindert, die 
Akzeptanz der Reform in der 
Bevölkerung geschmälert 
und die Gefahr weiterer mani- 
pulativcr Eingriffe seitens der 
Regierung erhöht hätte. 
• Wir müssen dafür Sorge 
tragen, dass der jungen Ge- 
neration nicht höhere Bei- 
tragssätze für die umlagefi- 
nanzierte Barrente zugemu- 
tet werden, als sie die ältere 
Generation für sich selbst zu 
tragen bereit ist. Wir geben 
der jüngeren Generation 
deswegen die Zusage, dass 
die Union einen Beitrags- 
satz von deutlich mehr als 20 
% im Jahre 2030 nicht ak- 
zeptieren wird. 
• Die Versorgungslücken, 
die durch die Begrenzung 
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des Ausgabenanstiegs bei 
der gesetzlichen Rentenver- 
sicherung entstehen, müs- 
sen vollständig durch den 
Aufbau der Sparrente als 
zweites Standbein der Al- 
terssicherung geschlossen 
werden. Gesetzliche, be- 
triebliche und private Al- 
tersvorsorge sollen zusam- 
men ein Versorgungsniveau 
von mindestens 70 % des 
Nettoeinkommens errei- 
chen. Damit sichern wir den 
Lebensstandard im Alter. 

Für eine starke 
K i nderkomponente 

Um dieses Ziel zu errei- 
chen, müssen wir den Men- 
schen einen ausreichenden fi- 
nanziellen Spielraum zum 
Aufbau der Sparrente geben. 
Dazu brauchen wir erstens 
massive steuerliche Anreize 
durch den Übergang zur 
nachgelagerten Besteuerung. 
Zweitens müssen wir einen 
Rechtsanspruch auf Entgelt- 
umwandlung einführen und 
mit einer zusätzlichen Befrei- 
ung von der Rentenbeitrags- 
pflicht ein attraktives Modell 
an der Nahtstelle zwischen 
privater und betrieblicher 
Vorsorge schaffen. Drittens 
sind Altersparprämien für 
Niedrigverdiener, die nicht 
von der steuerlichen Förde- 
rung profitieren, notwendig. 
Das gilt auch für Menschen, 

Andreas Storm 

die - etwa aufgrund von Ar- 
beitslosigkeit - Lücken in der 
Erwerbsbiographie aufwei- 
sen. Schließlich muss eine 
starke Kinderkomponente 
der unterschiedlichen Lei- 
stungsfähigkeit von Kinder- 
losen und Familien mit Kin- 
dern beim Aufbau der Spar- 
rente Rechnung tragen. 
• Auch künftig müssen wir 
bei der Reform der Alterssi- 
cherung einen ausreichen- 
den Abstand der Rente zur 
Sozialhilfe gewährleisten 
und Altersarmut wirksam 
verhindern. Die beitrags- 
und leistungsbezogene ge- 
setzliche Rentenversiche- 
rung hat in den vergangenen 
Jahrzehnten entscheidend 
dazu beigetragen, dass der 
Anteil der Sozialhilfebezie- 
her in der Altersgruppe der 
Über-65jährigen erheblich 
niedriger ist als in der Ge- 
samtbevölkerung. Deshalb 
wäre die Einführung einer 
steuerfinanzierten Minde- 
strente ein rentenpolitischer 

Irrweg mit fatalen Folgen. 
Durch Alterssparprämien 
für Geringverdiener kann 
auch die Sparrente einen 
wirksamen Beitrag zur Ver- 
meidung von Altersarmut 
leisten. 
• Schließlich müssen Frauen 
und Männer künftig gleicher- 
maßen in die Lage versetzt 
werden, eine eigenständige 
Al terssicherungs-Biogra- 
phie aus Zeiten der Erwerbs- 
und Familienarbeit aufzu- 
bauen. Dies muss durch drei 
familienbezogene Elemente 
bei der Barrente und der Spar- 
rente erfolgen: Die familien- 
politischen Leistungen in der 
gesetzlichen Rentenversi- 
cherung sind weiter auszu- 
bauen. Langfristig ist eine 
kinderzahlabhängige Staffe- 
lung der Hinterbliebenenver- 
sorgung einzuführen. 

Die Reform 
ist nur mit der Union 

möglich 

All dies macht deutlich: 
Eine faire, generationenge- 
rechte und nachhaltige Re- 
form der Alterssicherung ist 
nur mit der Union möglich. 
Eine Reform, die nur die Ba- 
sis der gesetzlichen Renten- 
versicherung schmälert, oh- 
ne zugleich den raschen und 
umfassenden Aufbau der 
Sparrente zu betreiben, wird 
es mit uns nicht geben.   UD 
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ANGELA   MERKEL   UND   EDMUND   STOIBER: 

Bundesregierung muss auf unsere 
Kernforderungen eingehen 

In einem gemeinsamen 
Schreiben haben am 7. Ju- 
li die Parteivorsitzenden 
von CDU und CSU, Ange- 
la Merkel und Edmund 
Stoiber, auf den jüngsten 
Brief von Bundeskanzler 
Schröder geantwortet, in 
dem er seine Vorstellun- 
gen einer Rentenreform 
übermittelt und zu weite- 
ren Rentenkonsensge- 
sprächen eingeladen hat. 

Es ist sehr bedauerlich, 
dass Sie in Ihrem Antwort- 
schreiben unsere Anliegen 
und Fragen nicht berück- 
sichtigen. Wir waren und 
sind bereit zu einem Kon- 
sens. Es fehlt aber eine klare 
und eindeutige Positionie- 
rung zu den Bedenken und 
Kernforderungen der Uni- 
on, die wir Ihnen in unserem 
Brief vom 29. Juni 2000 
übermittelt haben. Sie be- 
schreiben und erläutern 
Positionen der Regierungs- 
koalition, ohne auf unsere 
Forderungen einzugehen. 
Grundsätzlich gegensätzli- 
che Positionen zwischen 
Regierung und Opposition 
werden sogar noch bekräf- 
tigt und kaum ein Versuch 
unternommen, aufeinander 
zuzusehen. Für uns ist nicht 

erkennbar, dass wir durch 
Ihr Schreiben einem Kon- 
sens näher gekommen sind. 
Es entsteht der Eindruck, 
dass dies vor dem Hinter- 
grund der kontroversen Dis- 
kussion in Ihrer Partei er- 
folgt ist. 

Einseitige Belastungen 

IDen von uns problema- 
• tisierten Ausgleichsfak- 

tor, der zu einer Absenkung 
des Rentenniveaus auf 54% 
geführt hätte, vertreten Sie 
zwar nicht weiter. Der von 
Ihnen vorgeschlagene linea- 
re Ausgleichsfaktor ist aber 
nicht minder problematisch, 
denn die Versicherten wer- 
den umso stärker belastet, je 
später sie in Rente gehen. Da- 
mit werden die Belastungen 
einseitig auf die jüngere Ge- 
neration verschoben und 
wird gegen das Grundprinzip 
der Generationengerechtig- 
keit verstoßen. Der neu ge- 
fundene lineare Ausgleichs- 
faktor kann deshalb so nicht 
bestehen bleiben. Wir brau- 
chen eine Rentenformel, die 
generationengerecht ist. 
2   Zu unserer Forderung 

• nach einer Kinderkom- 

ponente in Höhe von 30 DM 
pro Kind und Monat bei der 
Förderung der privaten Vor- 
sorge nehmen Sie in Ihren 
Ausführungen nicht Stel- 
lung. Die vage Aussage, Fa- 
milien mit Kindern zu entla- 
sten, ist nicht ausreichend. 
Nach nunmehr sieben Mo- 
nate dauernden Verhand- 
lungen möchten wir endlich 
wissen, ob Sie unserer For- 
derung zustimmen. Darüber 
hinaus ist die von Ihnen vor- 
geschlagene Struktur der 
Förderung der privaten Vor- 
sorge weiterhin unbefriedi- 
gend. Auf unseren Vor- 
schlag, die Förderung früher 
einsetzen zu lassen, um ei- 
nen kräftigen Einstieg in 
die private Vorsorge zu er- 
möglichen, gehen Sie eben- 
falls nicht ein. Wenn die de- 
mographische Herausforde- 
rung eines der großen The- 
men der Zeit ist, dann darf 
der Staat die Menschen bei 
deren Bewältigung nicht al- 
lein lassen, sondern muss 
hier einen besonderen För- 
derschwerpunkt setzen. 
3 Die Anpassung der 

• Renten im Jahr 2001 le- 
diglich in Höhe der Inflati- 
onsrate wird von Ihnen wei- 
terhin  geplant  und  ist   in 
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Ihren Berechnungen zu- 
grunde gelegt. Auf unsere 
Forderung, diese willkürli- 
che Kürzung bei der Rente- 
nanpassung rückgängig zu 
machen und eine neue Ren- 
tenformel bereits im näch- 
sten Jahr in Kraft treten zu 
lassen, gehen Sie ebenfalls 
nicht ein. Eine Rentenre- 
form, die die Anpassung der 
Renten an die Inflationsrate 
koppelt, ist mit der Union 
nicht zu machen. Deshalb 
erwarten wir eine klare Aus- 
sage, ob die Bundesregie- 
rung weiterhin an diesem 
Vorhaben festhält. Schließ- 
lich muss das Vertrauen in 
die gesetzliche Rentenversi- 
cherung wiederhergestellt 
werden. 

Ihr Vorschlag 
ist nicht akzeptabel 

4 Wie in unserem Schrei- 
• ben vom 29. Juni 2000 

dargelegt, ist der von Ihnen 
bekräftigte Vorschlag, eine 
Art Grundsicherung inner- 
halb der Sozialhilfe zu La- 
sten der Kommunen zu eta- 
blieren, nicht akzeptabel. 
Dagegen sprechen vor allem 
prinzipielle ordnungspoliti- 
sche Gründe. Insbesondere 
wird das von uns gemeinsam 
verfolgte Ziel einer stärkeren 
privaten Vorsorge konter- 
kariert. Denn nach Ihren 
Vorstellungen  können  Ar- 

beitnehmer mit geringen 
Solidarbeiträgen eine dem 
langjährig Versicherten ver- 
gleichbare Absicherung im 
Alter erwarten. 

Unsere Position ist klar 
und eindeutig 

5 In der Fachwelt tauchen 
• zunehmend Zweifel 

auf, wie der von Ihnen ange- 
strebte Beitragssatz von 22% 
trotz der Änderungen beim 
Rentenniveau gehalten wer- 
den kann. Nach Ihren Be- 
rechnungen soll das Renten- 
niveau langfristig von 54% 
auf jetzt immerhin 64% an- 
gehoben werden, ohne dass 
dies Auswirkungen auf den 
Beitragssatz haben soll. Wir 
erwarten hierzu von der 
Bundesregierung die ent- 
sprechenden Berechnungs- 
unterlagen. Zusätzlich ist ei- 
ne Äußerung erforderlich, 
weshalb die Rentenversiche- 
rungsträger bei ihren Berech- 
nungen nur auf ein Rentenni- 
veau von 61 % kommen. 

Bei den dargestellten Fra- 
gen handelt es sich nicht - wie 
von Ihnen dargelegt - um De- 
tailprobleme. Es geht um sub- 
stantielle und grundlegende 
politische Fragen einer Ren- 
tenreform, die geklärt sein 
müssen, bevor Detailfragen 
weiter besprochen werden 
können. Die von uns vorge- 
brachten Einwände werden 

von weiten Teilen der Sozial- 
verbände und Rentenversi- 
cherungsträger geteilt. 

Die Union hat ihre Posi- 
tion zur Weiterentwicklung 
der Alterssicherung klar und 
eindeutig dargelegt. Die 
Bundesregierung muss sich 
zu den Kernforderungen der 
Union ebenso klar und ein- 
deutig positionieren. 

Wir erwarten Antworten 
auf unsere Fragen 

Ihr Vorschlag, jetzt die 
Rentenexperten der Parteien 
weiter mit den Fragen zu 
beschäftigen, ist nicht sinn- 
voll. Die Einladung von 
Bundesarbeitsminister Wal- 
ter Riester für kommenden 
Mittwoch ist nicht ziel- 
führend und kann vor diesem 
Hintergrund von CDU und 
CSU nicht wahrgenommen 
werden. Die Gesprächsrun- 
den der Vergangenheit ha- 
ben gezeigt, dass die offenen 
Grundfragen von der Füh- 
rung der Regierungskoalition 
beantwortet werden müssen, 
bevor weitere Gespräche auf 
Fachebene überhaupt Sinn 
machen. Dies ist leider bis 
heute unterblieben. Unab- 
hängig davon gehen wir wei- 
ter davon aus, dass Sie an ei- 
nem Konsens interessiert 
sind, und erwarten deshalb ei- 
ne Antwort auf unsere drän- 
genden Fragen. UD 
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RUPRECHT   POLENZ   UND   CHRISTOPH   BOHR: 

Schluss mit Ökosteuer 
und Staupolitik 

Generalsekretär Ruprecht 
Polenz, und der Vorsitzen- 
de der CDU Rheinland- 
Pfalz, Christoph Bohr, auf 
einer Pressekonferenz am 
30. Juni in Mainz: 

„Ökosteuer = Urlaub- 
steuer" und „Investitions- 
stau = Verkehrsstau": Trotz- 
dem schöne Ferien. Ange- 
sichts der verfehlten Öko- 
steuer- und Verkehrspolitik 
der Regierung Schröder kann 
es bei unserer Plakataktion 
zum Sommerbeginn 
eigentlich keine fröh- 
licheren Ferien wün- 
sche geben. 

Wie in vielen an- 
deren Politikfeldern 
ist auch die Verkehrspolitik 
der Bundesregierung ohne 
Substanz und nicht zu Ende 
gedacht. Immerhin: Wer im 
Stau steht, hat das teure Ben- 
zin länger im Tank. 

Weder „öko" noch „lo- 
gisch" - das ist die Bilanz 
der ÖkoSteuerpolitik der Re- 

gierung Schröder. Mit der 
Ökosteuer treibt die Bun- 
desregierung die Benzin- 
preise weiter in die Höhe. 
Heute liegt der Benzinpreis 
bereits bei zwei Mark, 
Schröder dreht indes kräftig 
weiter an der Steuerschrau- 

be: Nach 14 Pfennig Er- 
höhung zum 1. Januar 2000 
werden bis 2003 jeweils am 
Jahresanfang noch je sieben 
Pfennige draufgelegt. Das 
macht weitere 21 Pfennige 
Preisanstieg. Deutschland 
wird dann die höchste Ben- 
zinsteuer Europas haben. 

Die Ökosteuer bringt we- 
der den Menschen noch der 
Umwelt irgendeinen Vor- 
teil. Sie hat mit Ökologie ge- 
nauso viel zu tun wie ein Ba- 

CDU macht Verkehrspolitik zum 
zentralen politischen Thema 

nanenfalter mit Bananen. So 
zahlen Unternehmen, die 
mehr Energie verbrauchen, 
weniger Ökosteuer. Rent- 
ner, Arbeitslose, Studenten 
und Familien mit Kindern 
müssen hingegen tief in die 
Tasche greifen. Eine Fami- 
lie mit zwei Kindern und ei- 
nem durchschnittlichen Jah- 
reseinkommen von 60.000 
Mark müssen monatlich 60 
Mark für die Ökosteuer zah- 
len. Die CDU fordert Bun- 
deskanzler Schröder auf, 
mit dem ökologischen und 
ökonomischen Unsinn auf- 

zuhören und die Ökosteuer 
sofort abzuschaffen. 

Bei der Verkehrspolitik der 
Regierung Schröder sieht es 
nicht anders aus. Die täglichen 
Staus auf unseren Straßen und 
Autobahnen sind unerträglich 
geworden. Die Engpässe im 
Verkehrssystem    blockieren 
die wirtschaftliche Entwick- 
lung und schaden der Umwelt. 
Statt auf das steigende Mobi- 
litätsbedürfnis und das wach- 
sende    Verkehrsaufkommen 

mit   einem   bedarfs- 
und umweltgerechten 
Ausbau der Verkehrs- 
infrastruktur zu rea- 
gieren, kürzen die Mi- 
nister    Eichel     und 

Klimmt im Verkehrshaushalt 
ohne Rücksichtauf die Folgen. 

Im Entwurf des Bundes- 
haushaltsplanes  2001   und 
des Finanzplanes 2000 bis 
2004 sind drastische Kür- 
zungen    insbesondere    im 
Verkehrshaushalt  vorgese- 
hen. Die Ausgaben sinken 
um knapp 11 Prozent von 
49,7 auf 44,8 Mrd. Mark, die 
Investitionen um 7,4 Pro- 
zent von 26,1 auf 24,3 Mrd. 
Mark. Die Folge: zu wenig 
Infrastrukturmaßnahmen 
und zu wenige Aufträge an 
die heimische Bauindustrie. 
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Das Flächenland Rhein- 
land-Pfalz wird durch den 
Stillstand im Bundesfern- 
straßenbau auf besondere 
Weise benachteiligt. Rhein- 
land-Pfalz ist ein Pendlerland 
- die Menschen sind hier auf 
ihr Auto angewiesen. Auch 
die Erhaltung und der Ausbau 
der Landesstraßen sind unter 
der SPD-geführten Landesre- 
gierung auf einem histori- 
schen Tiefpunkt angelangt. 
Seit 1994 hat sich lediglich für 
die verkehrssichere Erhaltung 
des bestehenden Landes- 
straßen-Netzes ein Investiti- 
onsstau von über 504 Mio. 
Mark angesammelt. Die Re- 
gierung Beck läßt die Landes- 
straßen verkommen. 

Die Bundesregierung 
und die SPD-geführten Lan- 
desregierungen haben im- 
mer noch nicht gelernt, dass 
Investitionen in die Ver- 
kehrsinfrastruktur Arbeits- 
plätze sichern und Deutsch- 

Ruprecht Potenz und Christoph Bohr zeigen eins der beiden 
Plakate, mit denen die Aktion unterstützt wird. Die Motive wer- 
den in den nächsten Tagen über den Abo-Service der UBG den 
Kreisverbänden als Wandzeitungen angeboten. Die Bundes- 
geschäftsstelle bietet außerdem als InfoMail zu den Themen 
Ökosteuer und Verkehrsstau zwei Flugblätter an. 

land sowie die Bundeslän- 
der wettbewerbsfähig ma- 
chen. Die CDU lehnt die 
massiven Investitionskür- 
zungen   im   Verkehrshaus- 

halt des Bundes ab. Wir wer- 
den die Verkehrspolitik zu 
einem zentralen Thema der 
politischen Auseinanderset- 
zung machen. 

W. Bosbach/E. Marschewski: Endlich Handeln 
Die Zahlen der von gefähr- 
lichen Hunden verletzen 
Menschen verlangen end- 
lich entschiedenes Han- 
deln.  Zucht und Import 

müssen konsequent unter- 
bunden, Zuwiderhandlun- 
gen mit fühlbaren Strafen 
geahndet werden. Sofort 
umsetzen: Leinen- und Maul- 

korbzwang für gefährliche 
Hunde. Außerdem: Hun- 
dehalter sind auf Sachkun- 
de und Zuverlässigkeit hin 
zu überprüfen. 
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